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„NRW-Appell – AfD-Verbot jetzt!“: Welche Aussagekraft hat die  
Unterschriftenkampagne für Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Das Verwaltungsgericht Köln hat mit Beschluss vom 26. Februar 2026 im Verfahren des vor-
läufigen Rechtsschutzes entschieden, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz die AfD bis 
zum Abschluss des Hauptsacheverfahrens in erster Instanz nicht als „gesichert rechtsextre-
mistische Bestrebung“ einstufen und behandeln darf. Ebenso ist dem Bundesamt die öffentli-
che Bekanntgabe einer solchen Einstufung vorläufig untersagt.1 
 
Ungeachtet dessen betreibt die Kampagne „NRW-Appell – AfD-Verbot jetzt!“ weiterhin öffent-
lich die Forderung nach Einleitung eines Parteiverbotsverfahrens gegen die AfD. Nach Anga-
ben der Initiatoren wurden Ministerpräsident Hendrik Wüst inzwischen mehr als 121.000 Un-
terschriften übergeben.2  
 
Bereits die Bezeichnung als „NRW-Appell“ legt einen Bezug zur Bevölkerung Nordrhein-West-
falens nahe. Nach Angaben der Kampagne handelt es sich jedoch nicht um eine Petition an 
den Landtag Nordrhein-Westfalen. Personen mit Wohnsitz in der gesamten Bundesrepublik 
Deutschland können die Unterschriftenliste unterstützen. Die Unterstützung ist weder an die 
deutsche Staatsangehörigkeit noch an das Wahlrecht gebunden.3 Der „NRW-Appell“ ist damit 
keine Eingabe im parlamentarischen Petitionsverfahren des Landtags Nordrhein-Westfalen. 
Ebenso handelt es sich nicht um ein kommunales Bürgerbegehren nach § 26 GO NRW oder  
§ 23 KrO NRW, bei dem gesetzliche Anforderungen an Einreichung, Zulässigkeitsprüfung und 
Unterstützungsunterschriften gelten. Der Appell ist vielmehr eine private politische Unterschrif-
tenkampagne. 
 
Gleichwohl wird die hohe Zahl der Unterschriften öffentlich als Beleg für eine breite Unterstüt-
zung eines AfD-Verbotsverfahrens dargestellt und zur politischen Begründung der Forderung 
danach gegenüber der Landesregierung Nordrhein-Westfalen sowie den Mitgliedern des 
Landtags Nordrhein-Westfalen herangezogen. 
 

 
1 Vgl. https://www.vg-koeln.nrw.de/behoerde/presse/Pressemitteilungen/05_26022026/index.php, zu-
letzt abgerufen am 22.06.2026 um 16:20 Uhr.  
2 Vgl. https://nrw-appell-afd-verbot.de/, zuletzt aufgerufen am 22.06.2026 um 18:00 Uhr. 
3 Ebd. 
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Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien des 
Landes Nordrhein-Westfalen und Chef der Staatskanzlei hat die Kleine Anfrage 8308 mit 
Schreiben vom 22. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister 
des Innern beantwortet. 
 
 
1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, wie viele Unter-

zeichner des „NRW-Appells – AfD-Verbot jetzt!“ ihren Wohnsitz in Nordrhein-
Westfalen haben? 

 
Die Landesregierung sieht von einer Beantwortung der Frage ab. Die angefragten Informatio-
nen zu den Unterzeichnern des „NRW-Appells – AfD-Verbot jetzt!“ bzw. deren Wohnsitz liegen 
nicht im Verantwortungsbereich der Landesregierung. Bei dem „NRW-Appell – AfD Verbot 
jetzt!“ handelt es sich um eine zivilgesellschaftliche Initiative, die nicht der Regierungskontrolle 
unterliegt. 
 
 
2. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, ob die von den Ini-

tiatoren veröffentlichte Zahl der Unterzeichner durch unabhängige Stellen über-
prüft wurde? 

 
3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über Verfahren zur Überprüfung 

der Angaben von Unterzeichnern des „NRW-Appells – AfD-Verbot jetzt!“ vor? 
(Bitte insbesondere auf Mehrfachunterzeichnungen sowie auf die Überprüfung 
von Identität und Wohnsitz eingehen.) 

 
Die Fragen 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. Die 
Landesregierung sieht von einer Beantwortung der Fragen ab. Die angefragten Informationen 
zur Überprüfung der von den – der Zivilgesellschaft zuzuordnenden – Initiatoren veröffentlich-
ten Zahlen bzw. der Angaben der Unterzeichner des „NRW-Appells – AfD-Verbot jetzt!“ liegen 
nicht im Verantwortungsbereich der Landesregierung. Im Übrigen wird auf die Antwort auf 
Frage 1 verwiesen. 
 
 
4. Welche rechtliche Bedeutung misst die Landesregierung der Zahl der Unterzeich-

ner des „NRW-Appells – AfD-Verbot jetzt!“ für die Einleitung eines Parteiverbots-
verfahrens bei? 

 
Zu einer rechtlichen Bewertung der Zahl der Unterzeichner des „NRW-Appells – AfD-Verbot 
jetzt!“ besteht für die Landesregierung im Zuge der Beantwortung der Kleinen Anfrage kein 
Anlass.  
 

 
 


